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Kurzzusammenfassung
Dem Anspruch der Öffnung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte steht bislang im 
deutschsprachigen Raum eine geringe Nachfrage entsprechender Studierender gegenüber. Als 
mit ein Grund dafür wird im vorliegenden Beitrag die gesellschaftlich vorherrschende Über-
zeugung der Höherwertigkeit schulisch erworbener gegenüber beruflich erworbener Bildung 
geortet. Dieser Befund hat, so die These, nachweisbare Auswirkungen auf den historisch ge-
wachsenen Zuschnitt von Hochschulzugangsformen und Bildungsinstitutionen. Der Autor und 
die Autorin beleuchten die historische Entwicklung alternativer, berufsbezogener Hochschul-
zugangswege in Deutschland und Österreich. Ein Schwerpunkt wird dabei auf rechtliche und 
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Die hohe Wertschätzung schulisch erworbener Allgemeinbildung sichert 
bis heute effektiv den Erhalt des (bildungs-)bürgerlichen Besitzstandes ab. 
Der Wertigkeitsabstand zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung 
wurde festgeschrieben, wenn nicht gar erhöht.
Lernergebnissen, seien sie in formalen, nicht-forma-
len oder informellen Lernarrangements erworben, 
zunehmend in den Fokus. Dies wirkt zum Teil auf 
Hochschulen selbst, auf Studienstrukturen, aber 
auch auf die Zusammensetzung des adressierten, 
künftigen Potenzials an Studierenden.
In der bildungspolitischen Diskussion drängten sich 
aus den vielen damit in Zusammenhang stehenden 
Fragen zwei in den Vordergrund, nämlich jene 
•  der vertikalen Durchlässigkeit von der berufli-
chen Bildung auf der oberen Sekundarstufe hin 
zum Hochschulsektor und 
•  der wechselseitigen, horizontalen Durchlässig-
keit zwischen beruflicher Weiterbildung bzw. 
Höherqualifizierung und hochschulischen 
Studienprogrammen.
Die formalrechtliche Öffnung der Hochschulen 
für beruflich Qualifizierte hat bislang im deutsch-
sprachigen Raum jedoch nicht die erwünschte 
Nachfrage generiert. In diesem Beitrag wird als ein 
wesentlicher Hinderungsgrund für eine umfassende 
Öffnung der Hochschulen für beruflich qualifizierte 
Studierende ohne Abitur die im bildungspolitischen 
Diskurs aufscheinende und für das hiesige Bildungs-
system spezifische Auffassung einer Höherwertig-
keit schulisch erworbener gegenüber beruflich 
erworbener Bildung (siehe z.B. zuletzt Schomburg/
Zur Problemstellung
Berufliche und hochschulische Bildung haben in den 
deutschsprachigen Ländern großes Gewicht, breite 
Akzeptanz sowie lang zurückreichende Traditio-
nen. Dies hat aber nicht dazu geführt, dass diese 
beiden Sektoren des Bildungswesens systematisch 
aufeinander Bezug nehmen würden. Der Bereich 
der stark auf Handlungskompetenz hin orientier-
ten beruflichen Bildung, der in den drei Ländern 
Deutschland, Österreich und der Schweiz auf der 
oberen Sekundarstufe das zentrale Element darstellt 
und größere Anteile an den Schulentlassjahrgängen 
aufnimmt als allgemeinbildende Bildungsgänge, ist 
jeweils recht unterschiedlich ausgestaltet.
Das jahrzehntelange, ja teilweise jahrhundertelange 
Nebeneinander von Hochschulbildung und Berufs-
bildung stellt alle drei Länder und noch vielmehr 
die involvierten Menschen selbst zunehmend vor 
Herausforderungen. Denn der Bedarf an einer 
in gewissen Sektoren stärker wissensbasierten 
Wirtschaftsentwicklung, die Pluralisierung von 
individuellen Bildungspfaden sowie der Anspruch, 
Bildungsprozesse über die gesamte Lebensspanne 
hinweg zu ermöglichen und dies bei stagnieren-
den oder rückläufigen Bildungsbudgets, rückt 
Schnittstellen, Übergänge und den Transfer von 
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Flöther/Wolf 2012) gesehen. Dies hat, so die hier 
vertretene These, nachweisbare Auswirkungen auf 
den historisch gewachsenen Zuschnitt von Hoch-
schulzugangsformen und Bildungsabschlüssen der 
oberen Sekundarstufe. 
Der Beitrag will diesen Zusammenhang anhand der 
Entwicklung berufsbezogener Hochschulzugangs-
wege für Deutschland und Österreich beleuchten. 
Die Beispiele sollen verdeutlichen, dass sich die 
gesellschaftlich vorherrschende Überzeugung der 
Höherwertigkeit schulisch erworbener Allgemein-
bildung rechtlich und praktisch in vielfältigen 
Zugangsbeschränkungen für beruflich Qualifizierte 
niederschlägt. Hochschulreife bzw. Studierfähig-
keit muss von dieser Gruppierung im Gegensatz zu 
AbsolventInnen des Ersten Bildungsweges durch 
ein ausgefeiltes – zumeist individualisiertes – Zu-
lassungsverfahren und/oder ergänzende Prüfungen 
nachgewiesen werden.
Bildungsgeschichtlicher Hintergrund
Ab der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts ent-
standen in den deutschsprachigen Ländern Univer-
sitäten als neue Bildungsinstitutionen neben den 
kirchlichen und städtischen Lateinschulen und der 
gewerblich-zünftischen Berufsbildung. Schulen und 
Universitäten waren voneinander unabhängig und 
nahmen zum Teil überschneidende Aufgaben wahr, 
besaßen aber verschiedene Wirksamkeit und unter-
schiedlichen Rechtsstatus: Während die Schulen 
regionale oder lokale Einrichtungen („studium par-
ticulare“) ohne korporative Rechte waren, stellten 
die entstehenden Universitäten genossenschaftliche 
Personenverbände mit hoher korporativer Auto-
nomie (vgl. Wolter 1979, S. 20; Boockmann 1999, 
S. 14) dar,1 deren Studien („studium generale“) über-
regionale Bedeutung hatten. Von der Vorbildung 
abhängige Zugangsregelungen für die Universitäten 
bestanden nicht; die Zugangsmöglichkeiten waren 
allerdings durch verschiedene (z.B. ständische, 
geschlechtsspezifische, religiöse und finanzielle) 
Barrieren eingeschränkt. Die Hochschulen sorgten 
in jener Zeit selbst für die notwendige Vorbildung 
ihrer Studierenden: Diese mussten zunächst die 
„Artistenfakultät“ absolvieren, bevor sie zu den 
höheren Fakultäten zugelassen wurden. 
Schon früh, bereits im 17. Jahrhundert, wurden 
schulische Institutionen, die neben der zünfti-
schen Ausbildung berufstypische Fertigkeiten 
vermittelten, als gewerbeförderliche Instrumente 
merkantilen Wirtschaftsdenkens etabliert. Seitdem 
befördern sie eine strukturell gekoppelte Entwick-
lung von regionaler Wirtschafts- und curricularer 
Entwicklung.
 
Die Niederlagen gegen das napoleonische Frank-
reich zu Beginn des 19. Jahrhunderts stießen im 
Deutschen Reich eine umfassende Reform nicht 
nur der überkommenen staatlichen Institutionen, 
sondern auch des traditionellen Bildungssystems an 
(vgl. Strzelewicz/Raapke/Schulenberg 1966, S. 1-38; 
siehe Titze 1973). Ausschlaggebend dafür war die 
Überzeugung, dass eine neue, gut ausgebildete und 
staatstreue Elite dazu beitragen werde, Umwälzun-
gen wie im revolutionären Frankreich zu vermeiden 
und gleichzeitig zukünftige Übergriffe fremder 
Staaten auf das eigene Territorium zu verhindern.
 
Im Zuge der Preußischen Reformen verfolgte Wilhelm 
von Humboldt, zu dem Zeitpunkt mit der Leitung 
der Sektion des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
in Berlin betraut (vgl. Flitner 1956, S. 142), genau 
diese Linie. Nachdem der Zunftzwang beseitigt 
worden war, wurden unter seiner maßgeblichen 
Führung das Schul- und Hochschulwesen neu struk-
turiert und erste Formen der Qualitätskontrolle 
und Qualitätssicherung in Form von klar geregelten 
Zugangswegen und Zeugnissen, die zum Beschreiten 
genau definierter Bildungswege und Laufbahnen 
berechtigten, entwickelt, damit der Staat zukünftig 
über einen qualifizierten Beamtenapparat und die 
Wirtschaft über Fachkräfte verfügen konnte (siehe 
Humboldt 1810). 
In Folge seiner nur eineinhalbjährigen Amtszeit blieb 
Humboldts Werk allerdings Torso: Während das 
Regelschulsystem mit seiner Schwerpunktsetzung 
auf allgemeinbildende Fächer und in seinen formali-
sierten Zugängen erstarrte, konnte Humboldt seine 
ebenfalls konzipierte Reform der Berufsbildung 
nicht auf den Weg bringen. Das bis heute für das 
deutsche Schulsystem charakteristische Schisma 
zwischen Allgemeinbildung und Berufsbildung ent-
stand (vgl. Baethge 2007, S. 116).
1 Der Begriff „universitas“ bezeichnete in der damaligen Rechtssprache eine Korporation, Zunft oder Gilde.
405-
Dies hatte nachhaltige Folgen für alternative 
Hochschulzugänge. Nur über wenig beschrittene 
Sonderwege ist es für berufserfahrene Menschen 
ohne Abitur möglich, den Zugang zu Hochschulen 
ohne das Nachholen von schulischen Inhalten zu 
erwerben.
Hochschulzugangswege in  
Deutschland und Österreich
Nachfolgend wird die historische Entwicklung be-
rufsbezogener Hochschulzugangswege in Deutsch - 
land und Österreich skizziert. In diesem Zusam-
menhang soll bewusst der Zweite Bildungsweg als 
nachholender schulischer Weg zur Hochschulzu-
gangsberechtigung, der seit den 1920er Jahren 
sowohl in Deutschland als auch in Österreich als 
Folge des akuten AkademikerInnenmangels nach 
dem Weltkrieg konzipiert und institutionalisiert 
wurde, nicht berücksichtigt werden, da hier nur in 
geringem Umfang die Berufserfahrung der Studie-
renden angerechnet wird.
Von der „Extraneerprüfung“ bis zur Berufsrei-
feprüfung der Kriegsheimkehrer
Zunächst ist in Deutschland auf die sogenannte 
Extraneer-, später Nicht-Schüler-Prüfung, zu ver-
weisen. Ursprünglich als Schlupfloch für die privi-
legierten Stände entwickelt, um sich dem Abitur zu 
entziehen, wurde sie zunehmend von einer kleinen 
Elite speziell begabter junger Menschen genutzt, 
eine im Selbststudium vorbereitete Prüfung vor 
einer schulischen Prüfungskommission abzulegen, 
die in der Regel die fachgebundene Berechtigung 
zum Studium aussprach (siehe Krüger 1915). Dabei 
wurde der Verzicht auf den Nachweis weiterer schu-
lisch erworbener Kenntnisse primär über eine be-
sondere personengebundene Befähigung legitimiert 
und nicht über beruflich erworbene Kompetenzen. 
Mit der sogenannten Ersatz- bzw. Sonderreifeprü-
fung für Fachschulabsolventinnen und -absolventen 
wurde ab 1922 dieses Angebot gleichzeitig ausge-
weitet und fachlich an die landwirtschaftlichen, 
technischen und die wirtschafts- und sozialwis-
senschaftlichen Fakultäten2 angebunden. Schon 
damals von Pädagogen (Spranger 1965 [1923]) und 
Erwachsenenbildnern (Silbermann 1930) geforderte 
berufsbegleitende bzw. an die Berufserfahrung 
anschließende Studiengänge wurden demgegen-
über nicht umgesetzt. Stattdessen wurde 1923 von 
Preußen ausgehend gegen den Widerstand vieler 
Universitäten eine reichseinheitliche universitäts-
interne Begabtenprüfung etabliert und auch in 
Österreich übernommen. In dieser Prüfung lag der 
Schwerpunkt weiterhin auf dem neuhumanistisch 
geprägten Wissenskanon, den sich die Kandidaten 
in Selbststudium aneignen mussten, und richtete 
sich wiederum nur an eine herausragend befähigte 
kleine Elite (siehe Benecke 1924). 
Zur Zeit des NS-Regimes wurde erstmalig in Form 
des Langemarck-Studiums ein über ein Vollstipen-
dium finanzierter Weg von der Hauptschule zu 
Hochschulreife und Studium eröffnet. Auch von 
den NS-Ideologen wurde, trotz der dezidiert anti-
humanistischen Ausrichtung, der Zusammenhang 
zwischen schulisch erworbener Hochschulreife und 
Studierfähigkeit nie grundsätzlich in Frage gestellt. 
Studierende ohne Reifezeugnis mussten entweder 
zusätzliche allgemeinbildende Vorbereitungskurse 
besuchen oder eine Eingangsprüfung ablegen und 
waren oftmals in der Wahl der Studienfächer einge-
schränkt (vgl. Schwabe-Ruck 2010, S. 179ff.).
1945 löste in Österreich die Berufsreifeprüfung die 
1939 im Hochschulermächtigungsgesetz vorgese-
hene Begabtenprüfung ab. Diese Berufsreifeprüfung 
(vgl. Engelbrecht 1988, S. 349) sollte insbesondere 
Kriegsheimkehrenden, die ihre Schulbildung nicht 
abschließen konnten, oder „Personen im reiferen 
Alter aufgrund ihrer beruflichen Bewährung“ (StGbl.
Nr.167/1945) den Zugang zu hochschulischer Bil-
dung ermöglichen (siehe Speiser 1979). 1985 wurde 
sie durch eine gesetzliche Neuordnung3 als Studi-
enberechtigungsprüfung (SBP) etabliert. Im Zuge 
der Zulassung werden noch heute studienfachspe-
zifische und überfachliche Teilprüfungen vorge-
schrieben. Jedenfalls stellt die SBP eine fachlich 
eingeschränkte Studienberechtigung auf Grundlage 
der persönlichen Eignung dar.
2 Das galt zunächst auch für die LehrerInnenbildung im Primarbereich.
3 Es handelte sich dabei um das Studienberechtigungsgesetz (StudBerG), Bundesgesetz vom 27. Juni 1985, BGBl.Nr. 292, über die 
Erlangung studienrichtungsbezogener Studienberechtigungen an Universitäten und Hochschulen künstlerischer Richtung, BGBl. 
Nr. 292/1985, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 136/2001.
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Alternative Hochschulzugänge  
nach 1945 
Nach 1945 wurden alternative Hochschulzugänge 
in der BRD eher repressiv gestaltet und nur in Zei-
ten großen Fachkräftemangels wie in den 1960er 
Jahren kurzfristig Schlupflöcher für Berufserfah-
rene in Mangelberufen, besonders für mittlere 
technische Führungskräfte und Lehrkräfte (vgl. 
Schwabe-Ruck 2010, S. 245ff.), an die Hochschule 
eröffnet. Eine institutionelle Etablierung von Wegen 
an die Hochschule ohne Abitur fand, obwohl seit 
Mitte der 1960er Jahre eine maßgeblich von Ge-
werkschaftsseite angestoßene Debatte um Fragen 
der Bildungsgerechtigkeit zu verzeichnen ist, nur 
in Niedersachsen in Form von einjährigen Zugangs-
prüfungsvorbereitungskursen – seit 1971 angeboten 
durch die Volkshochschulen und die Bildungsverei-
nigung „Arbeit und Leben“ – statt. 
Ende der 1960er Jahre setzte aufgrund des zuneh-
menden gesellschaftlichen Drucks ein umfänglicher 
Umstrukturierungsprozess auch im Bildungssystem 
ein. Dadurch fand zwar eine Aufwertung der techni-
schen und sozialen Berufe statt, die nun, wenn auch 
leicht eingeschränkt, den Status des Akademischen 
erhielten. Gleichzeitig wurde aber gerade durch 
diese Akademisierung an dem Präjudiz der schulisch 
vermittelten Allgemeinbildung festgehalten (vgl. 
Machocki/Schwabe-Ruck 2010, S. 203ff.).
Erst seit den 1990er Jahren wurden, angestoßen 
durch die zunehmende Verringerung der Attrak-
tivität von Haupt- und Realschulabschlüssen und 
einem erheblichen Überhang an Lehrstellen, in fast 
allen deutschen Bundesländern neue Zulassungs-
verfahren für Berufstätige ohne Abitur entwickelt. 
Die daraus resultierende verwirrende Vielfalt an 
bundeslandspezifischen Zugangsformen für Studie-
rende ohne Abitur wurde erst durch den Dresdener 
Bildungsgipfel 2008 stärker vereinheitlicht4, wenn 
auch nicht zentral geregelt. Das hohe persönliche 
Risiko für non-traditionelle Studierende, einen Weg 
zu erproben, der neben der Gefahr des Scheiterns 
auch hohe finanzielle Unwägbarkeiten beinhaltet 
(siehe Mucke 1997), bleibt weiterhin bestehen und 
speziell auf die Bedürfnisse dieser Gruppe von 
Studierenden ausgerichtete Coaching-Angebote 
müssen noch entwickelt werden. 
In Österreich gibt es schon länger zurückreichend 
zweistufig ausgebaute (mittlere und höhere) Schu-
len in kaufmännischen, technisch-gewerblichen, 
humanberuflichen und weiteren Bereichen. Spe-
ziell die höheren Formen entstanden zum Teil aus 
staatlichen Versuchsanstalten (ab 1873), zum Teil 
aus Schulen für Berufstätige (ab 1950); gewerbliche 
Schulen wurden seit den 1970er Jahren deutlich 
ausgebaut (vgl. Schermair 1999, S. 18ff.). Seit Mitte 
der 1990er Jahre werden in Österreich mehr Reife-
prüfungen in den berufsbildenden höheren Schulen 
als in den gymnasialen Formen abgelegt. Insofern 
stellen BHS-Abschlüsse keine Sonderform zum Er-
werb einer Hochschulzugangsberechtigung dar. Die 
zunächst noch zünftische, dann gewerberechtlich 
(1859), zuletzt eigengesetzlich (1969) geregelte, be-
triebsbasierte Berufsausbildung blieb in Österreich 
aber bis heute bestehen.
Praktische und rechtliche  
Zugangs(-beschränkungen) zu 
Fachhochschulen und BRP
In den seit 1994 in Österreich ermöglichten fach-
hochschulischen Einrichtungen ist der Zugang 
zu Fachhochschul-Bachelor- und Diplomstudien-
gängen auf Ebene jedes Fachhochschul-Studien-
gangs geregelt. Die gesetzliche Basis dafür, das 
Fachhochschul-Studiengesetz (§4 FH-Stg Abs. 2, 5 
und 6), sieht auch die Möglichkeit des Zugangs ohne 
allgemeine Universitätsreife (Reifeprüfung) vor. 
Es wird festgehalten, dass auch eine einschlägige 
fachliche Qualifikation als Zugangsvoraussetzung 
anerkannt werden kann. Diese Zugangsform war 
für die Hochschullandschaft eine Innovation und 
die Erläuterungen zur Regierungsvorlage (ErläutRV 
949 BlgNR 18. GP, S. 12.) nannten als Voraussetzung 
diesbezüglich die Absolvierung einer mindestens 
dreijährigen berufsbildenden mittleren Schule 
oder einen Abschluss im dualen System. Die jeweils 
fachliche Einschlägigkeit ist seitens der Leitung des 
Lehr- oder Forschungspersonals am Studiengang 
festzustellen. Im Zuge der Zulassung können auch 
4 So ist inzwischen der Meister als dem Abitur gleichwertiger Zugangsweg zur Hochschule bundesweit etabliert, während eine 
abgeschlossene dreijährige Berufsausbildung zwar auch den Weg an die Hochschule eröffnet, aber an von Bundesland zu Bundes-
land divergierende Bedingungen geknüpft ist.
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Zusatzprüfungen vorgeschrieben werden, um 
einen erfolgreichen Studieneinstieg und -verlauf 
zu befördern. 
Die entsprechenden Aufnahmeverfahren werden 
je nach Studiengang unterschiedlich gestaltet 
(schriftliche Tests, die Vorbereitung einer Präsenta-
tion u.a.). Gerade für StudienplatzwerberInnen aus 
den unteren sozialen Schichten sind transparente, 
allgemeine, systematische, strukturierte Prüfungen 
und Auswahlmethoden erfolgversprechender als 
individualisierte Prüfungen der Selbstpräsentation, 
zumal in mündlicher Form (vgl. Rothmüller 2011, 
S. 107; Bargel/Bargel 2010, S. 10). An österreichi-
schen Fachhochschulen wurden jedoch sprachliche 
Ausdrucksfähigkeit und ein selbstbewusstes Auftre-
ten als explizite Kriterien bei Aufnahmegesprächen 
benannt (vgl. Messerer/Humpl 2003, S. 54). Um mehr 
Chancengleichheit zu gewährleisten, werden die 
BewerberInnen nach der Art der Zugangsvorausset-
zung (z.B. AHS-Matura, berufliche Qualifikationen) 
in Gruppen eingeteilt. Aufgrund der Ergebnisse bei 
den Aufnahmeverfahren werden Reihungen inner-
halb dieser Gruppen erstellt, um das Verhältnis der 
Gruppen auch bei den Aufgenommenen abzubil-
den. Die Studienplätze werden dann an die jeweils 
Bestgereihten in den einzelnen Gruppen aliquot 
vergeben. 
Die praktische Umsetzung zeigt aber, dass die for-
male Regelung des Zugangs mit beruflicher Qualifi-
kation in geringem Ausmaß zur Anwendung kam und 
die Möglichkeit der Vorgaben für Zusatzprüfungen 
vielfach zum Regelfall und zudem dem Charakter 
der Studienberechtigungsprüfung nachempfunden 
wurde. Was eventuell auch darin begründet sein 
könnte, dass die Fachhochschulen nicht zu einer 
Studienberechtigungsprüfung zulassen können. Ob 
es sich bei dieser bildungspolitischen Innovation 
um eine Erfolgsgeschichte handelt (vgl. Grätz/
Kraft 2009, S. 32) oder der Anspruch der Öffnung 
der Hochschulen nicht wirklich eingelöst wurde 
(vgl. Lassnigg 2005, S. 52), wird widersprüchlich 
beantwortet. Schon kurze Zeit nach der Einführung 
der Berufsreifeprüfung wurde diese die häufigste 
Zulassungsvoraussetzung zum FH-Studium in der 
Gruppe der „nicht-traditionellen“ Zugänge.
Mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die 
Berufsreifeprüfung (BRP) im Jahr 1997 (BGBl. I Nr. 
68/1997) besteht für AbsolventInnen der Lehrab-
schlussprüfung5, der Meisterprüfung, mindestens 
dreijähriger mittlerer Schulen, von Gesundheits- 
und Krankenpflegeschulen und weiteren Ausbil-
dungen (oder Teilen davon) die Möglichkeit, die 
Berufsreifeprüfung abzulegen, die hinsichtlich der 
Berechtigungen einer Reifeprüfung im Schulwe-
sen gleich ist. Die Einführung des Gesetzes zeigt 
angesichts der in Österreich üblichen Usancen je-
denfalls gewisse Besonderheiten. Denn es erfolgte 
kein Begutachtungsverfahren, sondern ein von den 
Sozialpartnerorganisationen angestoßener Geset-
zesentwurf wurde als Initiativantrag eingebracht 
und im Nationalrat beschlossen. Die Polemiken des 
„traditionellen, etablierten Schulwesens“ (vgl. Jisa 
1998, S. 390f.) ließen nicht lange auf sich warten 
und manifestierten sich auch in einer mühsamen 
Umsetzung der Bildungspraxis, die im einen oder 
anderen Fall mit widerständigem Verhalten der 
Schulaufsicht und Schulleitungen konfrontiert war.
Die BRP ist ihrem rechtlichen Charakter nach eine 
ExternistInnenprüfung (vgl. ebd., S. 383) und setzt 
sich aus vier Teilprüfungen in den Fächern Deutsch, 
Mathe matik, lebende Fremdsprache (nach Wahl) als 
Teile der Allgemeinbildung sowie im Fachbereich 
aus dem Berufsfeld der PrüfungskandidatInnen 
zusammen. Ein Blick auf den Fächerkanon zeigt 
den konventionellen Zuschnitt auf mehrheitlich 
als allgemeinbildend bezeichnete Fächer, wenn-
gleich durch die Berücksichtigung von Lehrplänen 
berufsbildender höherer Schulen bestimmte be-
rufliche Bezüge möglich sind. Dennoch bleibt das 
Gesamtbild, dass die berufliche Qualifikation, die 
ja formal bereits bei der Zulassung vorliegen muss, 
nicht als Hochschulzugang ausreicht und bestimmte 
als kanonisch bedeutsam eingestufte Fächer additiv 
nachzuweisen sind.
Hinsichtlich der Akzeptanz zeigt sich, dass die 
Vorbereitungslehrgänge im Rahmen der Erwach-
senenbildung rasch zur dominierenden Form des 
Zweiten Bildungswegs für Berufstätige wurden und 
die Studienberechtigungsprüfung, aber auch die 
Abendschulen für Berufstätige überholten. Es zeigte 
5 Den häufigsten Zugang zur Berufsreifeprüfung, d.h. für rund zwei Drittel der BRP-KandidatInnen, stellt der Lehrabschluss dar (vgl. 
Klimmer/Schlögl 1999, S. 87).
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sich weiters, dass nicht alle AbsolventInnen der 
BRP (41% tun dies nämlich nicht) ein Hochschul-
studium aufnehmen – zumindest nicht unmittelbar 
(vgl. Klimmer et al. 2006, S. 58). Eine Novelle zum 
Gesetz (BGBl. I Nr. 118/2008) aus dem Jahr 2008 
ermöglicht es, die Mehrzahl der Teilprüfungen der 
Berufsreifeprüfung bereits vor Abschluss der Lehre 
abzulegen. Diese neue Umsetzungsvariante (Lehre 
und Matura oder Berufsmatura) wurde durch Bun-
desfinanzierung Lehrlingen entgeltfrei zugänglich 
gemacht. Damit wurde ein hybrides Modell zwischen 
betriebsbasierter Ausbildung, Berufsschulbesuch 
und höherem Schulabschluss implementiert. Bei 
den Jugendlichen lassen sich drei Teilnahmemotive 
identifizieren, nämlich vorrangig materiell-karri-
erebezogene Aspekte, weniger häufig „Zugang zu 
höherer Bildung“ und marginal die Verbindung von 
Berufserfahrung und Matura (vgl. Schlögl/Mayerl/
Lachmayr 2012, S. 25).
Fazit: Hochschulzugang soll kein Privileg, 
sondern breites Angebot sein 
Die beschriebenen Beispiele zeigen, dass die Erhö-
hung der Zahl von (nicht-traditionellen) Studie-
renden primär durch dem Studium vorgelagerte 
Angebote erreicht werden soll, die wesentlich 
curriculare Elemente allgemeinbildender, schuli-
scher Bildungsgänge darstellen. Echte Hochschul-
öffnungsansätze wie in Österreich die Zulassung 
zum Fachhochschulstudium mit beruflicher Qua-
lifikation liegen vor, bleiben aber marginalisiert.
Die bereits früh formulierten Forderungen nach 
Angleichung beruflicher und allgemeinbildender 
Bildungswege, etwa wenn der Gewerkschafts-
funktionär Fritz Naphtali (siehe Naphtali 1928) 
Durchstiegsmöglichkeiten auf allen Stufen des Bil-
dungsganges einklagt und die Pädagogen Eduard 
Spranger, Georg Kerschensteiner und Theodor 
Litt (siehe Spranger 1965 [1923], Kerschensteiner 
1928; vgl. Litt 1957, S. 93) den bildenden Wert des 
arbeits- und damit gesellschaftsintegrierten Lernens 
als alternatives Konzept zur Hegemonie bürgerlich-
kanonischen Bildungsdenkens hervorheben, bleiben 
uneingelöst.
Die hohe Wertschätzung schulisch erworbener 
Allgemeinbildung sichert bis heute effektiv den 
Erhalt des (bildungs-)bürgerlichen Besitzstandes ab, 
ohne dabei offen repressiv zu sein, denn für die 
kleine Zahl der „besonders Begabten“ wurden früh 
Sonderpfade angelegt und Zugangsoptionen durch 
Nachholen kanonischer Elemente gymnasialer Bil-
dung erweitert. So konnte der Eindruck entstehen, 
Bildungsaufstieg sei jederzeit jedem/jeder möglich, 
sofern er oder sie nur „begabt“ und willensstark 
genug sei. Gleichzeitig macht der hohe zeitliche 
und monetäre Aufwand es für die große Zahl bereits 
berufstätiger PraktikerInnen wenig attraktiv, im 
Erwachsenenalter Schul- oder Hochschulabschlüsse 
nachzuholen. Dieser Umstand wurde nicht unwe-
sentlich dadurch verstärkt, dass bis vor Kurzem 
in dem abschlussbezogenen Schulsystem keinerlei 
Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen 
vorgesehen war.
Die berufsbildenden Institutionen wurden förm-
lich dazu gedrängt, allgemeinbildende Stoffe in die 
Curricula aufzunehmen, um so die Möglichkeit zu 
erhalten, auch im Bildungssystem anschlussfähige 
Berechtigungen und Zeugnisse ausstellen zu dürfen 
(siehe Hoepke 2007). Darüber aber wurde gleich-
zeitig der Wertigkeitsabstand zwischen Allgemein-
bildung und Berufsbildung festgeschrieben, wenn 
nicht gar erhöht. Dieser Tatsache verdankt sich 
ganz wesentlich das progressive Zurückdrängen 
berufspraktischer Elemente und berufserfahrener 
Studierender aus Unterricht und Lehre. Der aktuelle 
Anspruch auf Hochschulöffnung macht auf allen 
hier angesprochenen Ebenen ein prinzipielles Um-
denken notwendig.
Mit der gewichtigen Betonung eines klassisch bür-
gerlichen Bildungsbegriffs setzt man sich dem Risiko 
aus, die bildenden Komponenten von Beruf und 
Arbeit und damit substanzieller Teilhabe an der re-
alen Gesellschaft einem formalen Bildungsgedanken 
unterzuordnen (vgl. Schlögl 2013, S. 204 f.). Ein sach-
gerechter und gleichzeitig den Motiven der poten-
ziellen Lernenden gerecht werdender Ausbau von 
Zugangsoptionen zu hochschulischen Programmen 
sollte nicht als „nachholende“ Bildung im Erwachse-
nenalter konzipiert und inhaltlich oder gar metho-
disch mit schulischen Anforderungen, etwa den 
Standards von schulischen Maturitätsprüfungen, 
enggeführt werden. Es sollte nicht übersehen 
werden, dass von jeher das Risiko des „Zug[s] zum 
humanistischen Gymnasium“ (Siemsen 1926, S. 86) 
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besteht mit der „gewiss gutgläubigen Verwechslung“ 
(ebd., S. 84), diese höheren Schulen seien identisch 
mit dem Anspruch nach allgemeinmenschlicher 
Bildung. Deren bewusste Lebens- und Arbeits-
weltferne und die dort in ihren Grundzügen noch 
immer auf akademisches Beamtentum im Geist der 
Staatsreformen des aufgeklärten Absolutismus des 
18. Jahrhunderts ausgerichteten Bildungsinhalte 
und -formen sowie das Ziel der Regulierung von 
Zugängen zu gehobenen Tätigkeiten stehen den 
Intentionen einer egalitären, auf dem Grundsatz 
von Chancengerechtigkeit beruhenden Bildungs-
expansion entgegen.
Viel wird davon abhängen, wie stark neue, auf die 
Bedürfnisse beruflich Qualifizierter zugeschnittene 
Studiengänge entwickelt und in der Öffentlichkeit 
bekannt gemacht werden, um so beruflich Qualifi-
zierten den Zugang an die Hochschulen zu erleich-
tern und deren akademische Bildungsaspirationen 
zu wecken und zu stärken. Zur Unterstützung dieses 
Zieles bedarf es einerseits einer Reform des auf frühe 
Differenzierung ausgelegten Schulsystems, so dass 
die Entscheidungsspanne, den jeweils passenden 
Bildungsweg zu eruieren, für junge Menschen länger 
offen bleibt. Andererseits müssen die im Zuge der 
Bildungsexpansion sogar noch gewachsenen infor-
mellen Hürden (vgl. Frommberger 2009, S. 3), die 
die Hochschule durch ihren besonderen Habitus 
(siehe Bourdieu 2004) ausstrahlt, abgebaut werden. 
Parallel müssen Anrechnungsverfahren für beruflich 
erworbene Kompetenzen auf das Studium weiterent-
wickelt werden. Nur so lässt sich die Überzeugung 
der Gleichwertigkeit von beruflich und akademisch 
erworbener Kompetenz mit Leben füllen. Die dafür 
bislang bereitstehenden Instrumente wie der EQR 
oder DQR und NQR oder die angestrebten Validie-
rungsstrategien in den EU-Mitgliedstaaten können 
in diesem Bereich nur als erste Schritte angesehen 
werden. Hier gilt es, eine lange Tradition der 
Hö herstellung akademisch erworbener Kompeten-
zen zu hinterfragen. 
So könnte aus dem Privileg der Hochschulzugangs-
berechtigung ein selbstverständliches Angebot 
werden, das je nach persönlicher Neigung und 
individuellen Lebensumständen früher oder später 
wahrnehmbar wäre. Hilfreich für eine Veränderung 
in diesem Sinne ist mit Sicherheit der wachsende 
Druck auf das Bildungssystem durch den demogra-
fischen Wandel.
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